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Der Bescheid vom 13.12.2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 15.03.2017 wird aufgehoben. Die
Beklagte trägt die außergerichtlichen Kosten des Klägers dem
Grunde nach.

 
Tatbestand:

Streitgegenständlich ist Herabsetzung des festgestellten Grades der Behinderung (GdB) von
70 auf 60 und die Aufhebung der Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen für die
Nachteilsausgleiche "erhebliche Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit im
Straßenverkehr" (Merkzeichen G) und "Berechtigung für eine ständige Begleitung"
(Merkzeichen B).

Die Beklagte stellte bei dem am ??.??.???? geborenen Kläger mit Bescheid vom 09.11.2012
einen GdB von 70 sowie das Vorliegen der Voraussetzungen für die Merkzeichen G und B
fest. Dem lag die versorgungsärztliche Feststellung einer Entwicklungsstörung (leichte
Intelligenzminderung, Sprachentwicklungsstörung, Probleme in Koordination und
Gleichgewicht, vermehrte Ablenkbarkeit und geringe Konzentration, Unterrichtsgänge nur in
1:1 – Begleitung durchgeführt) zu Grunde. Bei deutlicher Sprachentwicklungsstörung und
mangelnder Konzentration seien die Merkzeichen G und B zu vertreten.

Im Januar 2016 begann die Beklagte eine Überprüfung ihrer Feststellungen von Amts wegen.
Sie zog ein Gutachten zur Feststellung der Pflegebedürftigkeit (12/2014), einen Bericht der
Logopädin T. (01/2016) und Arztbriefe der Klinik für Kinder – und Jugendmedizin des
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Krankenhauses T. (11/2008, 01,09,11,12/2009, 07,11/2012, 7/2016) bei und holte einen
Befundbericht der Fachärztin für Allgemeinmedizin Dr. H. ein.

Versorgungsärztlich wurde nunmehr bei leichter Intelligenzminderung,
Sprachentwicklungsverzögerung (gemessen an den Vorergebnissen aus 11/2012 mit dem
Alterszuwachs und leicht darüber hinausgehender Verbesserung, im Bereich einer leichten
geistigen Behinderung liegend, weiterhin Logopädie) und angemessenem motorischen
Koordinationsvermögen ein GdB von 60 für die Entwicklungsstörung erkannt. Eine
wesentliche Verhaltensstörung liege nicht vor. Anamnestisch – nach den Angaben der Mutter
des Klägers – könne dieser sich Wege gut merken. Eine schwere Orientierungsstörung und
die damit die Voraussetzungen für die Merkzeichen G und B lägen nicht vor.

Unter dem 28.09.2016 hörte die Beklagte den Kläger zur Intention einer entsprechenden
Neufeststellung des GdB bzw. Aufhebung der Feststellungen der Voraussetzungen für die
Merkzeichen G und B vom 09.11.2012 an.

Anwaltlich vertreten teilte der Kläger mit, die Auswirkungen der Entwicklungsstörung lägen
unverändert weiter vor. Dies ergebe sich aus den eingeholten ärztlichen Unterlagen. Zwar sei
der Kläger in der Lage, sich Wege in dem Sinne gut zu merken, dass er die zurückgelegten
Strecken wiedererkenne, jedoch sei er gleichwohl nicht in der Lage, sich selbstständig zu
orientieren und aktiv die zutreffende Richtung einzuschlagen, wenn ein anderer Weg
zurückgelegt werden solle. Der Kläger bewege sich unachtsam und nicht sicher im
Straßenverkehr.

Versorgungsärztlich wurde festgehalten, das vorliegende Pflegegutachten mit einem
Grundpflegebedarf von 68 Minuten am Tag sei veraltet. Körperlich – neurologisch lägen keine
wesentlichen Einschränkungen vor, der Kläger fahre Fahrrad ohne Stützräder und könne
schwimmen. Ein atypischer Autismus und ein Fragiles X Syndrom seien aktuell
ausgeschlossen worden. Es bestehe keine wesentliche Verhaltensstörung. Der Kläger
besuche eine Förderschule mit dem Schwerpunkt Geistige Entwicklung. Im Jahr 2012 habe
ein Test zur sprachfreien Intelligenz und Fähigkeit zur logischen Schlussfolgerung (CPM-
Test) ein Ergebnis im unteren Altersbereich gezeigt. In einem Zeichenalterstest habe der
Kläger im Bereich einer leichten geistigen Behinderung gelegen. Im Alter von 9 Jahren habe
er in 3-4 Wortsätzen gesprochen und noch keine Kulturtechniken erlernt. Im Juli 2012 seien
Rechenaufgaben mit Geld bei Unterstützung gelungen, das Lesen sei verweigert worden. Im
Hamburger – Wechsler – Intelligenztest zeige sich nunmehr ein Intelligenzquotient von 62 bei
inhomogenem Profil. Dies bedeute eine leichte Besserung, jedoch weiterhin im Bereich einer
leichten Intelligenzminderung. Im Bereich Sprachverständnis und logisches Denken befinde
sich der Kläger weiterhin im unteren Normbereich. Nach Teil B Ziffer 3.4.2 der
Versorgungsmedizinischen Grundsätze sei aus dem Bewertungsrahmen des GdB von 50-70
bei gutem Sozialverhalten und fehlender Verhaltensstörung der Mittelwert angemessen. Da
schwere Orientierungsstörungen nicht vorlägen, seien die Nachteilsausgleiche nicht zu
begründen.

Daraufhin stellte die Beklagte mit Bescheid vom 13.12.2016 bei dem Kläger einen GdB von
60 fest und hob die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen für die Merkzeichen
G und B auf.

Hiergegen legte der Kläger durch seinen Bevollmächtigten am 30.12.2016 Widerspruch ein.
Zur Begründung verwies er auf die Ausführungen aus dem Anhörungsverfahren.
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Mit Widerspruchsbescheid vom 15.03.2017 wies die Bezirksregierung Münster den
Widerspruch als unbegründet zurück.

Hiergegen hat der Bevollmächtigte des Klägers am 07.04.2017 Klage erhoben. Bei dem
Kläger bestehe eine Intelligenzminderung und eine mangelnde Fähigkeit Situationen richtig
einschätzen zu können. In ihm bekannter und nicht bekannter Umgebung sei der Kläger auf
Hilfe Dritter angewiesen. Aus der geistigen Behinderung resultiere eine Störung der
Orientierungsfähigkeit, die zum Vorliegen der Merkzeichen führe.

Das Gericht hat Befundberichte des Kinderarztes Dr. N. und der Klinik für Kinder – und
Jugendmedizin des Krankenhauses T. eingeholt.

Sodann hat das Gericht Beweis erhoben durch Einholung eines schriftlichen
Sachverständigengutachtens des Arztes für Kinder – und Jugendpsychiatrie, Psychotherapie
Dr. D. vom 26.01.2018, der einen GdB von 80 erkannt hat. Die Voraussetzungen für die
Merkzeichen G und B lägen unzweifelhaft vor. Eine wesentliche Änderung der
gesundheitlichen Verhältnisse sei seit November 2012 nicht eingetreten. In einer zu
versorgungsärztlichen Einwänden eingeholte ergänzenden Stellungnahme vom 30.04.2018
hat der Sachverständige seine Einschätzung bekräftigt.

Der Bevollmächtigte des Klägers ist der Ansicht, der Sachverständige habe überzeugend
herausgestellt, dass die IQ – Werte zwar teilweise leicht über dem nach Teil B Ziffer 3.4.2 der
Versorgungsmedizinischen Grundsätze angegebenen Grenzwert von 60 gelegen hätten, für
die Einschätzung der Orientierungsfähigkeit die ausgeprägten Entwicklungsstörungen des
Sprechens, des Sprachverständnisses und der Motorik sowie die Unfähigkeit, auch nur
annähernd seinem Alter entsprechend zu lesen, zu rechnen und zu schreiben von größerer
Bedeutung seien. Zwar beachte der Kläger bei Überquerung von Straßen Regeln, dies
jedoch extrem oberflächlich. Das Busfahren gelinge keineswegs durchgehend
unselbstständig. Die Eltern des Klägers finanzierten eine Fachkraft, die einmal in der Woche
mit dem Kläger das Busfahren übe. Dadurch gelinge lediglich das Erreichen des
Fahrdienstes zur Schule, für das der Kläger nur die Straße der elterlichen Wohnung
hinablaufen müsse. Auf dem Rückweg wende der Bus bevor er den Kläger absätze, damit
dieser die Straße nicht überqueren müsse. Keinesfalls könne der Kläger unbekannte
Strecken alleine bewältigen.

Der Bevollmächtigte des Klägers beantragt, den Bescheid vom 13.12.2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 15.03.2017 aufzuheben.

Die Vertreterin des Beklagten beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie bezieht sich auf die versorgungsärztlichen Stellungnahmen, wonach der IQ Wert ganz
allgemein betrachtet einen recht objektiven Faktor darstelle, so dass vorliegend der
Bewertungsrahmen eines GdB von 80-90 nicht in Betracht komme. Soweit kurze Strecken
bzw. Fahrten innerhalb des Wohn – und Arbeitsbereiches möglich seien, wie im vorliegenden
Falle zur Schule, bestehe ein Anspruch auf das Merkzeichen B auch dann nicht, wenn
plötzliche Änderungen einen Hilfe – bzw. Begleitungsbedarf verursachten. Hinzuweisen sei
diesbezüglich auf ein Urteil des Landessozialgerichtes Baden- Württemberg vom 22.02.2018
(L 6 SB 4079/16).

Zuletzt betont sie, dass im Falle einer Erstbescheidung die gesundheitlichen
Voraussetzungen für die Merkzeichen G und B nicht festzustellen wären.
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Das Gericht hat die Beklagte abschließend aufgefordert aufzuzeigen, aus welchen
Unterlagen sich ergeben solle, dass die Voraussetzungen für die Merkzeichen G und B zum
Zeitpunkt des Bescheiderlasses vom 09.12.2012 vorgelegen haben. Versorgungsärztlich ist
daraufhin mitgeteilt worden, dass den vorangegangenen Stellungnahmen aktuell nichts
Bedeutendes hinzuzufügen sei.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach – Streitverhältnisses, insbesondere das Ergebnis
der Beweisaufnahme, wird auf die Gerichtsakte sowie die beigezogenen Verwaltungsakte der
Beklagten Bezug genommen.

Entscheidungsgründe:

Die zulässige Anfechtungsklage (vgl. § 54 Abs. 1 S. 1 Alt. 1, S. 2 Alt. 1 Sozialgerichtsgesetz –
SGG) ist begründet. Der Bescheid der Beklagten vom 13.12.2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 15.03.2017 ist rechtswidrig und verletzt den Kläger daher in
seinen Rechten (§ 54 Abs. 2 S. 1 SGG).

A. I. Da die Beklagte bereits mit Bescheid vom 09.11.2012 eine Feststellung zum Grad der
Behinderung des Klägers getroffen und das Vorliegen der gesundheitlichen Voraussetzungen
für die Merkzeichen G und B festgestellt hat , richten sich die Voraussetzungen für die
Neufeststellung des GdB bzw. die Aufhebung der Feststellung der Voraussetzungen der
Merkzeichen nach § 48 Abs. 1 S. 1 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch –
Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGB X).

Nach dieser Vorschrift ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung – wie ihn sowohl die
Feststellung des Grades der Behinderung als auch die Feststellungen des Vorliegens der
Voraussetzungen für Merkzeichen darstellen (vgl. BSG, Urteil vom 12. Februar 1997 – 9 RVs
5/96 –, SozR 3-1300 § 48 Nr 60, Rn. 11; anders die Ablehnung der Feststellung oder der
Feststellung einer Änderung: BSG, Urteil vom 16. März 2016 – B 9 SB 1/15 R –, SozR 4-
3250 § 69 Nr 22, Rn. 10 m.w.N.; in Bezug auf die Änderung eines Herabsetzungsbescheides:
BSG, Urteil vom 10. September 1997 – 9 RVs 15/96 –, BSGE 81, 50-54, SozR 3-3870 § 3 Nr
7) - für die Zukunft aufzuheben, wenn in den tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnissen, die
bei seinem Erlass vorgelegen haben, eine wesentliche Änderung eingetreten ist. Eine
wesentliche Änderung ist dann anzunehmen, wenn sich durch eine Besserung oder
Verschlechterung eine Herabsetzung oder Erhöhung des Gesamtbehinderungsgrades um
wenigstens 10 ergibt (vgl. Teil A Nr. 7 lit. a) der Versorgungsmedizinischen Grundsätze
(VMG), die in der Anlage zu § 2 der Versorgungsmedizin-Verordnung vom 10.12.2008
niedergelegt sind). Die Änderung der Behinderungsbezeichnung oder das Hinzutreten
weiterer Teil-Behinderungen ohne Auswirkung auf den Gesamtbehinderungsgrad allein
stellen noch keine wesentliche Änderung dar (vgl. BSG, Urteil vom 17. April 2013 – B 9 SB
6/12 R –, SozR 4-1300 § 48 Nr 26, Rn. 30; BSG, Urteil vom 19. September 2000 – B 9 SB
3/00 R –, BSGE 87, 126-131, SozR 3-1300 § 45 Nr 43, SozR 3-1300 § 48 Nr 74, SozR 3-
3870 § 4 Nr 27; vgl. auch BSG, Urteil vom 20. Dezember 2016 – B 2 U 11/15 R –, BSGE 122,
232-239, SozR 4-2700 § 56 Nr 4, Rn. 10; Landessozialgericht für das Land Nordrhein-
Westfalen, Urteil vom 16. Dezember 1998 – L 10 SB 20/98 –, Rn. 59, juris;
Landessozialgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 05. Januar 2011 – L 6
(7) SB 135/06 –, Rn. 20, juris; SG B-Stadt, Urteil vom 19. September 2017 – S 12 SB 642/16
–, Rn. 12, juris; zu einer rechtlichen Änderung: BSG, Urteil vom 11. Oktober 1994 – 9 RVs
1/93 –, BSGE 75, 176-180, SozR 3-3870 § 3 Nr 5, SozR 3-1300 § 44 Nr 12, SozR 3-1300 §
48 Nr 34, Rn. 12). Für die wesentliche Änderung kommt es weder auf den Inhalt des
Vergleichsbescheides noch auf die von der Behörde bei der Bewilligung oder später
angenommenen Verhältnisse, sondern auf die tatsächlichen Verhältnisse und deren objektive
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Änderung an (BSG SozR 3870 § 4 Nr 3; BSGE 65, 301 = SozR 1300 § 48 Nr 60; BSG SozR
3 - 3870 § 4 Nr 10 S 42; Steinwedel, in: KassKomm, SGB X, Stand 6/2018, § 48, Rn. 14, 19,
Rn. 18 zu rechtlichen Änderungen).

II. Beweisbelastet für das Vorliegen und das Ausmaß einer wesentlichen Änderung im
dargelegten Sinne ist nach den allgemeinen Beweislastregeln, nach denen derjenige
rechtserhebliche Tatsachen zu beweisen hat, der sie als für ihn günstig behauptet, im
vorliegenden Fall der Anfechtung einer Herabsetzung des festgestellten GdB bzw. einer
Aufhebung der Feststellung gesundheitlicher Voraussetzungen für Merkzeichen die Beklagte
(Landessozialgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 09. Juli 2015 – L 10
SB 122/15 B –, Rn. 5, juris). Es gilt der Beweismaßstab des Vollbeweises (vgl.
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 23. August 2012 – L 13 SB 39/12 –, Rn.
23 f., 35 juris). Für diesen Beweisgrad ist es zwar nicht erforderlich, dass die maßgeblichen
Tatsachen mit absoluter Gewissheit feststehen. Ausreichend, aber auch notwendig ist
indessen ein so hoher Grad der Wahrscheinlichkeit, dass bei Abwägung des
Gesamtergebnisses des Verfahrens kein vernünftiger, den Sachverhalt überschauender
Mensch noch zweifelt, d.h. dass die Wahrscheinlichkeit an Sicherheit grenzt (vgl. Bayerisches
Landessozialgericht, Urteil vom 20. März 2012 – L 15 SB 66/11 –, Rn. 40, juris; unter
Bezugnahme auf BSG Urteil vom 05. Mai 1993 - 9/9a RV 1/9 -, juris; so auch
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 25. April 2013 - L 13 SB 3/13 -, juris).

Diesen Beweismaßstab beachtend vermag die Kammer sich – trotz der mehrfachen
versorgungsärztlichen Bemühungen – nicht davon zu überzeugen, dass bei dem Kläger seit
Erlass des Bescheides vom 09.11.2012 wesentliche Änderungen im dargelegten Sinne
eingetreten sind. Vielmehr erscheint im vorliegenden Fall sowohl zum Zeitpunkt des
Bescheiderlasses vom 09.11.2012 als auch zum für die Beurteilung der
Herabsetzungsentscheidung maßgeblichen Zeitpunkt des Erlasses des
Widerspruchsbescheides (BSG, Urteil vom 10. September 1997 – 9 RVs 15/96 –, BSGE 81,
50-54, SozR 3-3870 § 3 Nr 7, Rn. 11; Landessozialgericht für das Land Nordrhein-Westfalen,
Urteil vom 29. Januar 2003 – L 10 SB 97/02 –, Rn. 29, juris; Landessozialgericht für das Land
Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 16. Dezember 1998 – L 10 SB 20/98 –, Rn. 59, juris) vom
15.03.2017 die Feststellung eines GdB von 70 in gleicher Weise zutreffend. Letztlich lässt
sich dem entsprechend in der vorliegenden Konstellation eines diesbezüglichen "Grenzfalles"
zum Zeitpunkt des Bescheiderlasses vom 09.11.2012 das Vorliegen der gesundheitlichen
Voraussetzungen für die zunächst zuerkannten Merkzeichen ebenso wenig nachweisen, wie
zum Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheides vom 15.03.2017.

B. In Bezug auf den Grad der Behinderung lässt sich keine wesentliche Änderung in der Zeit
zwischen dem Bescheiderlass im November 2012 und dem Erlass des
Widerspruchsbescheides im März 2017 validieren.

I. Maßgebliche Bestimmung für die Feststellung des GdB war zum Zeitpunkt des
Widerspruchsbescheides wie zum Zeitpunkt des Bescheiderlasses im November 2012 § 69
des Sozialgesetzbuches Neuntes Buch – Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen
(SGB IX) in der bis zum 01.01.2018 gültigen Fassung (seither § 152 SGB IX in der Fassung
vom 23.12.2016 (Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen
mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz – BTHG; BGBl I 2016, 1824)). Nach Abs. 1 Satz 1
der genannten Bestimmung stellten die für die Durchführung des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zuständigen Behörden auf Antrag des behinderten
Menschen das Vorliegen einer Behinderung und den GdB fest. Diese Vorschrift knüpft
materiell-rechtlich an den in § 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX a. F. bestimmten Begriff der
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Behinderung an.

Danach waren Menschen behindert, wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder
seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das
Lebensalter typischen Zustand abwich und daher ihrer Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
beeinträchtigt war (Durch die zum 01.01.2018 in Kraft getretene, sich an Art. 1 der UN –
Behindertenkonvention anlehnende neue Formulierung eines erweiterten
Behinderungsbegriff in § 2 Abs. 1 SGB IX n. F. nach dem biopsychosozialen Modell der
Behinderung, sind inhaltlich im Vergleich zur vorangegangenen Definition der Behinderung
keine Änderungen erfolgt - vgl. die Gesetzesbegründung BT-Drs. 18/9522, S. 226:
"Rechtsklarheit"; zu § 2 Abs. 1 a. F.: Urteil der Kammer vom 24. Oktober 2017 – S 18 SB
460/16 –, Rn. 41 ff., juris m.w.Nachw.; Schaumberg/Seidel, SGb 2017, S. 572 ff. und 618 ff.).

Nach § 69 Abs. 1 Satz 4 SGB IX a. F. (152 Abs. 1 Satz 5 SGB IX n F.) waren die
Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft als GdB nach Zehnergraden
abgestuft festzustellen. Wenn mehrere Beeinträchtigungen der Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft vorliegen, wurde nach § 69 Abs. 3 SGB IX a. F. (152 Abs. 3 Satz 1 SGB IX n.
F.) der GdB nach den Auswirkungen der Beeinträchtigungen in ihrer Gesamtheit unter
Berücksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen festgestellt.

Nach § 69 Abs. 1 Satz 5 SGB IX in der bis zum 14.01.2015 gültigen Fassung galten für den
GdB die Maßstäbe des § 30 Abs. 1 Bundesversorgungsgesetz (BVG) - nach dem sich die
Beurteilung des Schweregrades, dort des "Grades der Schädigungsfolgen" (GdS), nach den
allgemeinen Auswirkungen der Funktionsbeeinträchtigungen in allen Lebensbereichen richtet
- und der aufgrund des § 30 Abs. 16 BVG erlassenen Rechtsverordnung entsprechend. Auf
Grundlage der Vorgängervorschrift des § 30 Abs. 16, dem Abs. 17 des § 30 BVG in der bis
zum 30.06.2011 gültigen Fassung, wurde mit Wirkung zum 01.09.2009 die Verordnung zur
Durchführung des § 1 Abs. 1 und des § 35 BVG (Versorgungsmedizin-Verordnung -
VersMedV) vom 08.12.2008 erlassen, die die bis zu diesem Zeitpunkt für die Bewertung des
Grads der Behinderung maßgeblichen Anhaltspunkte für die ärztliche Gutachtertätigkeit im
sozialen Entschädigungsrecht und im Schwerbehindertenrecht", Ausgabe 2008 (AHP 2008),
ablösten. Den vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales herausgegebenen AHP kam
zwar keine Rechtsnormqualität zu, es handelte sich nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts aber um antizipierte Sachverständigengutachten mit normähnlicher
Wirkung (BSG, Urteil vom 30. September 2009 - B 9 SB 4/08 R -, juris; Urteil vom 24. April
2008 - B 9/9a SB 10/06 R - SozR 4-3250 § 69 Nr. 9; BSG, Urteil vom 18. September 2003 - B
9 SB 3/02 R - BSGE 91, 205). Da insbesondere die maßgebliche Anlage 2 zu § 2 VersMedV,
die die so genannten "Versorgungsmedizinischen Grundsätze" (VMG) beinhaltet, im
Wesentlichen den AHP entspricht (vgl. die Begründung BR-Drucks. 767/08, S. 3 f.), waren
mit dem Wechsel keine erheblichen inhaltlichen Änderungen verbunden (BSG, Urteil vom 30.
September 2009 - B 9 SB 4/08 R -, juris; LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 10. Dezember
2009 - L 11 SB 352/08 -, juris). Im Unterschied zu den AHP handelt es sich bei der VersMedV
aber um eine Rechtsverordnung, d.h. eine für Verwaltungen und Gerichte verbindliche
untergesetzliche Rechtsnorm, die im Lichte der rechtlichen Vorgaben des § 69 SGB IX a. F.
(seit 01.01.2018: 152 SGB IX) auszulegen war (vgl. BSG, Urteil vom 30.September 2009 - B
9 SB 4/08 R, juris; BSG, Urteil vom 23. April 2009 – B 9 SB 3/08 R –, Rn. 29, juris; Urteil der
Kammer vom 24. Oktober 2017 – S 18 SB 460/16 -, Rn. 39 ff., juris).

Zum 15.01.2016 hat der Gesetzgeber in § 70 Abs. 2 SGB IX das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
die Grundsätze aufzustellen, die für die medizinische Bewertung des Grades der
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Behinderung und die medizinischen Voraussetzungen für die Vergabe von Merkzeichen
maßgebend sind, die nach Bundesrecht im Schwerbehindertenausweis einzutragen sind.
Diese Ermächtigung findet sich seit dem 01.01.2018 in § 153 Abs. 2 SGB IX (näher: Goebel
in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IX, 3. Aufl. 2018, § 153 SGB IX, Rn. 5). Solange noch
keine Verordnung nach § 70 Abs. 2 SGB IX in der bis zum 01.01.2018 gültigen Fassung bzw.
§ 153 Abs. 2 SGB IX n. F. erlassen ist, galten und gelten indes gemäß 159 Abs. 7 SGB IX
a.F. (§ 241 Abs. 5 SGB IX n. F.) weiterhin die Maßstäbe des § 30 Abs. 1 BVG und der
aufgrund des § 30 Abs. 16 BVG erlassenen Rechtsverordnung entsprechend (vgl. hierzu BT-
Drucksache 18/3190, S. 5; vgl. hierzu weiter: Urteil der Kammer vom 24. Oktober 2017 – S
18 SB 460/16 -, Rn. 26, juris).

Der hier streitigen Bemessung des GdB war damit sowohl zum Zeitpunkt des
Bescheiderlasses vom 09.11.2012 als auch zum Zeitpunkt des Widerspruchsbescheides vom
15.03.2017 damit die GdS-Tabelle der Versorgungsmedizinischen Grundsätze (Teil B)
zugrunde zu legen. Nach den allgemeinen Hinweisen zu der Tabelle (Teil A) sind die dort
genannten GdS-Sätze Anhaltswerte. In jedem Einzelfall sind alle leistungsmindernden
Störungen auf körperlichem, geistigem und seelischem Gebiet zu berücksichtigen und in der
Regel innerhalb der in Ziffer 2 e) S. 2 (Teil A) genannten Funktionssysteme
zusammenfassend zu beurteilen. Die Beurteilungsspannen tragen den Besonderheiten des
Einzelfalles Rechnung (Teil B, Ziffer 1 a), wobei der Grad der Behinderung nach Teil A Z. 2 e)
S. 1 Hbs. 1 VMG seiner Natur nach nur annähernd bestimmt werden kann.

II. Bei dem Kläger liegt (ausschließlich) eine Funktionsstörung des Gehirns einschließlich der
Psyche vor. Mit den Feststellungen des Sachverständigen Kinder – und
Jugendpsychiaters/Psychotherapeuten Dr. D. wird die Behinderung des Klägers durch eine
leichte Intelligenzminderung mit Verhaltensauffälligkeiten und ausgeprägten
Entwicklungsstörungen geprägt. Eine darüber hinaus diagnostizierte phobische Störung des
Kindesalters (Hunde, Insekten, laute Geräusche) und eine vorübergehende motorische
Ticstörung haben keine zusätzliche Relevanz.

Ein Rückgang des GdB von 70 auf 60 ist nach Maßgabe der dargelegten Grundsätze nicht
nachweisbar.

1. Ohnehin ist der Nachweis eines solchen Rückganges des GdB (wie auch der Zuwachs) um
10 – gerade bei Funktionsstörungen des Gehirns einschließlich der Psyche, die sich einer
exakten Messbarkeit entziehen, wie sie beispielsweise im Funktionsbereich der Ohren in den
meisten Fällen möglich ist – kompliziert und setzt eine exakte Sachverhaltsaufklärung zu
beiden Vergleichszeitpunkten voraus (;diese fehlt vorliegend indes für den Zeitpunkt des
Bescheiderlasses vom 09.11.2012). Die Schwierigkeiten bestehen bei dem schon nach dem
Eingeständnis der Versorgungsmedizinischen Grundsätze nur annäherungsweise zu
bestimmenden GdB (Teil A Z. 2 e) VMG) in besonderem Maße, wenn – wie vorliegend – die
behauptete Verbesserung innerhalb desselben Bewertungsrahmens liegen soll (s. dazu 2.),
also nicht einmal auf das Verlassen des vormals angewendeten Grundtatbestandes
verwiesen werden kann und die einschlägigen Vorgaben der VMG überdies vage (so zu Teil
B Z. 3.2.4: Nieder/Losch, Thomann, Kommentar zur VersMedV, 2012, S. 79) bleiben. Da sich
das Vorliegen und der Grad der Behinderung nach einem Vergleich zum
lebensalterstypischen Zustand richtet (vgl. Urteil der Kammer vom 12. Januar 2016 – S 18
SB 6/15 –, Rn. 26, juris), und bei Kindern und Jugendlichen eine Entwicklung der Fähigkeiten
auch im Falle einer geistigen Behinderung dynamischer verläuft als bei Erwachsenen, tritt
eine Dimension hinzu, die eine Validierung einer wesentlichen Änderung nochmals erschwert
(vgl. zu einer ähnlichen Problematik bei der Bestimmung der früheren Pflegestufe: BSG,
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Urteil vom 07. Juli 2005 – B 3 P 8/04 R –, BSGE 95, 57-66, SozR 4-1300 § 48 Nr 6, Rn. 25).

Allerdings sprechen die vorliegenden Befunde und die sozialmedizinische Bewertung des
Sachverständigen im vorliegenden Fall ungeachtet der spärlichen Feststellungen zum
Bescheid aus dem November 2012 dafür, dass (auch) zum Zeitpunkt des Erlasses des
Widerspruchsbescheides bei dem Kläger ein GdB von 70 bestanden hat. Dass mit der
Auffassung des Sachverständigen sogar ein GdB von 80 zutreffend wäre, lässt es sich nach
Auffassung der Kammer demgegenüber nicht feststellen.

2. Sowohl im Zeitpunkt des Bescheiderlasses vom 09.11.2012 als zum Zeitpunkt der
Widerspruchsentscheidung vom 15.03.2017 richtete sich die Bewertung nach Teil B Z. 3.4.2
VMG. Einschränkungen der geistigen Leistungsfähigkeit im Schul – und Jugendalter bei
einem Intelligenzrückstand entsprechend einem Intelligenzalter von 10-12 Jahren bei
Erwachsenen (Intelligenzquotient von etwa 70-60) sind mit einem GdB von 30-40 zu
bewerten, wenn während des Schulbesuches nur geringe Störungen, insbesondere der
Auffassung, der Merkfähigkeit, der psychischen Belastbarkeit, der sozialen Einordnung, des
Sprechens, der Sprache oder anderer kognitiver Teilleistungen vorliegen, mit einem GdB von
50-70, wenn während des Schulbesuches die genannten Störungen stark ausgeprägt sind
oder mit einem Schulversagen zu rechnen ist. Bei einem Intelligenzmangel mit stark
eingeengter Bildungsfähigkeit, erheblichen Mängeln im Spracherwerb, einem
Intelligenzrückstand entsprechend einem Intelligenzalter von unter zehn Jahren bei einem
Erwachsenen (Intelligenzquotient unter 60) beträgt der GdB bei relativ günstiger
Persönlichkeitsentwicklung und sozialer Anpassungsmöglichkeit (Teilerfolg in einer
Sonderschule, selbständige Lebensführung in einigen Teilbereichen und Einordnung im
allgemeinen Erwerbsleben mit einfachen motorischen Fertigkeiten noch möglich) 80-90.

Bei Erlass des Widerspruchsbescheides und weiterhin beträgt der Grad der Behinderung des
Klägers 70. Denn die bei dem Kläger vorliegende Funktionsbeeinträchtigung weist in
Richtung eines Intelligenzmangels mit stark eingeengter Bildungsfähigkeit, erheblichen
Mängeln im Spracherwerb, Intelligenzrückstand entsprechend einem Intelligenzalter von
unter zehn Jahren bei Erwachsenen.

Den Versorgungsärzten der Beklagten ist zuzugeben, dass gegen die Annahme einer
vollständigen Ausprägung der Funktionsbeeinträchtigung i. S. dieser Kategorie maßgeblich
der beim Kläger festgestellte Intelligenzquotient spricht.

Seit 2009 sind vier Bestimmungen erfolgt. Im September 2009 wurde im Sozialpädiatrischen
Zentrum der Klinik für Kinder – und Jugendmediziner des Krankenhauses T. im K-ABC Test
ein SIF-IQ von 63 festgestellt (Arztbrief vom 09.09.2009). Im Juli 2016 ergab sich im HWIK-IV
Test ein IQ von insgesamt 62 (Arztbrief vom 21.07.2016). Der Sachverständige hat im
Rahmen seiner Untersuchung durch einen K-ABC II Test im Dezember 2017 einen
gewichteten IQ von insgesamt 62 ermittelt. Einigkeit besteht dahingehend, dass es sich bei
einem Testergebnis aus dem November 2012 angesichts der Konstanz in den übrigen
Ergebnissen um einen nicht aussagekräftigen und daher unbeachtlichen "Ausreißer"
gehandelt hat, soweit dort der ermittelte IQ nur 55 betrug.

Teil B Ziffer 3.4.2 VMG stellt für die Unterscheidung zwischen einem GdB bis zu 70 und
einem GdB ab 80 die Ausprägung eines Intelligenzmangels ins Zentrum. Die Unterscheidung
wird durch die Bezeichnung konkreter Intelligenzquotienten ("von etwa 70-60" bzw. unter 60")
vereinfacht. Soweit in den im Rahmen der Überarbeitung der AHP geführten
Sachverständigengespräche für die Beurteilung der Auswirkungen der Einschränkungen der
geistigen Leistungsfähigkeit ein Bezug auf den IQ nicht als wesentlich, sogar als
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diskriminierend angesehen worden ist, dieser deshalb allenfalls hilfsweise heranzuziehen sei,
hat dies in Teil B Z. 3.4.2 VMG keinen Niederschlag gefunden (vgl. Wendler/Schillings,
Versorgungsmedizinische Grundsätze, 8. Aufl. 2017, zu Teil B Z. 3.4.2). Ohne der
Feststellung des IQ eine herausgehobene Bedeutung beizumessen, wie Z. 3.4.2 dies nach
seinem klaren Wortlaut vorsieht, wäre eine Beurteilung der Einschränkungen geistiger
Leistungsfähigkeit auch kaum mehr justiziabel. Zwar kann einerseits von Tabellenwerten des
Teils B VMG je nach Einzelfall mit einer die besonderen Gegebenheiten darstellenden
Begründung abgewichen werden (Teil A Z. 2 d) S. 2 VMG. Der Sachverständige begründet
die Bewertung des GdB mit 80 jedoch nicht mit einer solchen besonderen Gegebenheit,
sondern weist darauf hin, dass alle relevanten IQ-Feststellungen im testpsychologisch –
statistischen Grenzbereich im Sinne eines so genannten Konfidenzintervalls lägen. Allerdings
muss er damit zugleich einräumen, dass mit derselben (95-prozentigen) Wahrscheinlichkeit
einer leicht zu hohen Einschätzung des IQ auch eine etwas zu geringe Beurteilung erfolgt
sein könne. Zutreffend weist die versorgungsärztliche Stellungnahme vom 23.05.2018 darauf
hin, dass angesichts der Mehrzahl der vorliegenden Testergebnisse – von denen über einen
Zeitraum von sieben Jahren 3 von 4 Testergebnisse nahezu ein identisches Gesamtergebnis
ergeben haben – der festgestellte IQ von 62 gesteigert validiert erscheint.

Ein niedriger GdB als 70 lässt sich jedoch nicht nachweisen. Die Darlegungen des
Sachverständigen objektivieren vielmehr das Gegenteil. Dafür, dass aus dem mindestens
einschlägigen Bewertungsrahmen von 50-70 nicht der Mittel- sondern der Höchstwert
zutreffend ist, weil die bei dem Kläger vorliegende Funktionsstörung eine deutlich größere
Nähe zu einem Intelligenzmangel mit stark einengenden Bildungsfähigkeit und erheblichen
Mängeln im Spracherwerb (80-90) aufweist als zu einer Einschränkung der geistigen
Leistungsfähigkeit mit nur geringen Störungen während des Schulbesuches (30-40), spricht
zunächst die Nähe des festgestellten Gesamt IQ zum Grenzwert von 60. Weiterhin weist der
Sachverständige auf die Bedeutung der ausgeprägten Entwicklungsstörungen des
Sprechens, des Sprachverständnisses und der Motorik und die Unfähigkeit des Klägers, auch
nur annähernd seinem Alter entsprechend zu lesen, zu rechnen und zu schreiben sowie eine
ausgeprägte Orientierungsstörung hin. Die Bedeutung der Sprache und anderer kognitiver
Teilleistungen für die Beurteilung des GdB kommt in Z. 3.4.2 zum Ausdruck. Anders als die
Versorgungsärzte kann der Sachverständige seine Beurteilung auch auf einen persönlichen,
klinischen Eindruck stützen, der der Kammer – gerade abseits subsummierbarer Daten und
Messwerte – von besonderer Bedeutung erscheint.

In Bezug auf die globale Beurteilung des psychosozialen Funktionsniveaus, der sechsten
Achse des Multiaxialen Klassifikationsschemas nach ICD-10 (MAS), kommt der
Sachverständige zu dem Ergebnis einer Funktionsunfähigkeit in den meisten Bereichen. Der
Kläger benötige ständige Betreuung, sei in den meisten Bereichen nicht in der Lage, für sich
selbst zu sorgen. Sowohl im Rahmen der gutachterlichen Untersuchungen als auch nach den
Angaben der Mutter des Klägers und der Schule lägen Entwicklungsstörungen sowohl im
motorischen und im Bereich des Sprechens und des Sprachverständnisses vor, als auch
bezüglich relevanter Kulturfertigkeiten (Lesen, Schreiben, Rechnen). Verhaltensdefizite lägen
im Sinne der Aufmerksamkeits–, Konzentrationsprobleme, der Schüchternheit und einer
partiellen Überängstlichkeit vor. Die Möglichkeiten des Klägers, angemessen auf seine
Umwelt zu reagieren, erschienen deutlich defizitär. Aus der Kombination resultiere letztlich
eine deutlich belastendere Symptomatik, als dies durch die Intelligenzminderung allein zu
erwarten wäre. Der Sachverständige kommt zu dem als eindeutig bezeichneten Schluss,
dass bei dem Kläger ein Intelligenzmangel mit stark eingeengter Bildungsfähigkeit und
erheblichen Mängeln im Spracherwerb vorliege. Der Kläger setzte sich in Bezug auf seine
Leistungsfähigkeit nicht deutlich von Menschen ab, deren IQ den Bewertungsrahmen eines
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GdB von 80-90 eröffne. Im Rahmen der Befunderhebung hat der Sachverständige
ausgeprägte fein- und grobmotorische Körperkoordinationsstörungen bei sonst unauffäligem
neurologischen Befund sowie deutlich beeinträchtigte kognitive Fertigkeiten mit erheblich
eingeschränkter rezeptiver und expressiver Sprache beschrieben. Komplexere Anweisungen
würden nicht verstanden. Im Rahmen der testpsychologischen Untersuchung des durch den
Sachverständigen hinzugezogenen Diplom – Psychologen wird eine durchgängig sehr
undeutlich, verwaschene und nuschelnde Sprache festgehalten. Der Kläger benutze meist
kurze Sätze, wobei über die gesamte Diagnostik hinweg ein ausgeprägter Dysgrammatismus
sowie eine eingeschränkte Sprachproduktion und ein eingeschränktes Sprachverständnis
aufgefallen seien. Es habe sich trotz untadeliger Motivation ein defizitäres
Instruktionsverständnis gezeigt. Im Mensch-Zeichen-Test nach Ziler (Ziler/Brosat/Tötemeyer
2007) hat der Kläger in der gutachterlichen Untersuchung ein Zeichenalter von sieben Jahren
erreicht, wobei er zum Zeitpunkt der Untersuchung knapp 14,5 Jahre alt war. Damit schnitt er
relativ schlechter ab als bei einem entsprechenden Test im November 2012, als er – damals
neunjährig – ein Zeichenalter von sechs Jahren erreichte (vergleiche Arztbrief des SPZ der
Klinik für Kinder – Jugendmedizin des Bethlehem Gesundheitszentrums Stollberg vom
26.11.2012).

Der Kinderarzt Dr. N. berichtet im Befundbericht vom 24.09.2017 von
Sprachentwicklungsstörungen, Störungen der Fein– und Grobmotorik und einer
Konzentrationsschwäche. Zusammenfassend läge bei dem Kläger eine leichte bis tendenziell
mittelgradige geistige Behinderung mit zusätzlichen Teilsymptomen einer autistischen
Störung vor. Der Kläger werde voraussichtlich auf Lebenszeit auf Hilfe Dritter angewiesen
sein.

Die seitens des Sachverständigen aufgezeigte Ausprägung der beim Kläger vorliegenden
Funktionsstörungen kann sich ferner auf die Dokumentationen des Sozialpädiatrischen
Zentrums der Klinik für Kinder – und Jugendmedizin des Krankenhauses T. stützen. Im
Arztbrief vom einen 20.07.2016 wurde eine Einschränkung der sozialen Teilhabe und die
Erforderlichkeit spezifischer Maßnahmen und Rahmenbedingungen erkannt. Es wurde über
eine Sprachdiagnostik berichtet, in der der Kläger unterdurchschnittlich bis weit
unterdurchschnittliche Leistungen erzielt habe, wobei die - im Sachverständigengutachten als
deutlich defizitär beschriebenen - sprachlichen Fertigkeiten im Vergleich zur kognitiven
Begabung sogar noch als individuelle Stärke bezeichnet werden, die deshalb in Bezug auf
die Bereiche Artikulation und Förderung der Erzählfähigkeit (basale logische
Zusammenhänge erfassen und beschreiben) förderungswürdig im Sinne noch sinnvoller
Therapieziele seien. Altersadäquate Leistungen werde der Kläger aufgrund seiner kognitiven
Begabung indes nicht erwerben können. Zwar wird – worauf die versorgungsärztliche
Stellungnahme im Verwaltungsverfahren vom 19.09.2016 abhebt – von einer – verglichen mit
den Ergebnissen aus einer Untersuchung aus dem November 2012 – entsprechend des
Alterszuwachses und leicht darüber hinaus gehenden Verbesserung gesprochen. Jedoch ist
zu vergegenwärtigen, dass gerade in der Untersuchung aus dem November 2012 der
Gesamt-IQ von 55 ermittelt worden war (Arztbrief vom 26.11.2012), der sich in Anbetracht
der im Übrigen homogenen Testergebnisse retrospektiv als "Ausreißer" darstellt, für sich
genommen wohlmöglich zu einer höheren Feststellung des GdB geführt hätte, sofern er bei
Erlass des wenige Tage zuvor erlassenen Bescheides vom 09.11.2012 bereits bekannt
gewesen wäre. In keiner Weise stehen die Feststellungen im Arztbrief vom 21.07.2016 daher
der Beurteilung des GdB mit jedenfalls 70 entgegen. Entsprechend ist die Mitteilung im
Arztbrief vom 26.06.2017 einzuordnen, in der von einer guten Entwicklung im Rahmen des
Erwartungshorizontes gesprochen wird. Es wird darauf hingewiesen, dass der Kläger bei
erstmaliger Untersuchung im Jahr 2009 im Zusammenhang mit der Einschulung einem
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Intelligenztest und einer psychologischen Diagnostik unterzogen worden sei, wobei die dort
gezeigten Leistungen, genau wie bei der letzten Untersuchung im Jahr 2016, im Bereich der
leichten Intelligenzminderung gelegen habe. Der Kläger habe, wie erwartet, seine
Entwicklungsdefizite nicht aufholen können. Es liege absehbar und bleibend eine geistige
Behinderung vor aufgrund derer der Kläger auch im Erwachsenenalter Unterstützung in allen
Lebensbereichen benötigen werde (vergleiche auch Befundbericht der Ärztin für Kinder – und
Jugendmedizin Krauspe-Stübecke aus dem SPZ vom 26.06.2017).

C. In Bezug auf die aufgehobenen Feststellungen für die Nachteilsausgleiche G und B lässt
sich – bei hiernach unveränderter Bewertung des GdB – weder in Bezug auf den Zeitpunkt
der positiven Feststellung mit Bescheid vom 09.11.2012 noch auf den Zeitpunkt der
Aufhebung in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15.03.2017 zur Überzeugung der
Kammer nachweisen, dass die Voraussetzungen vorgelegen haben. Vielmehr stellen sich
aus Sicht der Kammer – insoweit in Übereinstimmung mit dem Sachverständigen Dr. D. -
unveränderte Verhältnisse dar. Der Nachweis einer wesentlichen Änderung gelingt (auch)
insofern nicht.

I. Die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen von Nachteilsausgleichen richtet(e)
sich nach den Vorschriften des Neunten Buches Sozialgesetzbuch - Rehabilitation und
Teilhabe von Menschen mit Behinderung (SGB IX). Auf Antrag des Menschen mit
Behinderung treffen die für die Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)
zuständigen Behörden, wenn neben dem Vorliegen einer Behinderung weitere
gesundheitliche Merkmale Voraussetzung für die Inanspruchnahme von
Nachteilsausgleichen sind, die erforderlichen Feststellungen (§ 69 Abs. 4 SGB IX in der bis
zum 01.01.2018 gültigen Fassung, seither § 152 Abs. 4 SGB) und stellen auf Grund einer
Feststellung der Behinderung einen Ausweis über die gesundheitlichen Merkmale aus (§ 69
Abs. 5 S. 1 SGB IX a. F., § 152 Abs. 5 S. 1 SGB IX n. F.).

Zu diesen Merkmalen gehören die "erhebliche Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit im
Straßenverkehr", das Merkzeichen "G" und die "Berechtigung für eine ständige Begleitung",
das Merkzeichen "B".

Gemäß § 145 Abs. 1 S. 1 SGB IX a. F. (seit 01.01.2018: § 228 Abs. 1 S. 1 SGB IX) haben
schwerbehinderte Menschen, die infolge ihrer Behinderung in ihrer Bewegungsfähigkeit im
Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt sind, gegen Vorzeigen eines entsprechend
gekennzeichneten Ausweises nach 69 Abs. 5 SGB IX a. F. (§ 152 Abs. 5 SGB IX n. F.)
Anspruch auf unentgeltliche Beförderung im Nahverkehr i. S. des 147 Abs. 1 SGB IX a. F. (§
230 Abs. 1 SGB IX n. F.). Nach § 146 Abs. 1 S 1 SGB IX a. F. (§ 229 Abs. 1 S. 1 SGB IX n.
F.) ist in seiner Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt, wer infolge
einer Einschränkung des Gehvermögens (auch durch innere Leiden oder infolge von Anfällen
oder von Störungen der Orientierungsfähigkeit) nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten oder
nicht ohne Gefahr für sich oder andere Wegstrecken im Ortsverkehr zurückzulegen vermag,
die üblicherweise noch zu Fuß zurückgelegt werden (Nachteilsausgleich G).

Gemäß 146 Abs. 2 Satz 1 SGB IX a. F. (§ 229 Abs. 2 S. 1 SGB IX n. F.) sind zur Mitnahme
einer Begleitperson Menschen mit Schwerbehinderung berechtigt, die bei der Benutzung
öffentlicher Verkehrsmittel infolge ihrer Behinderung regelmäßig auf Hilfe angewiesen sind
(Nachteilsausgleich B).

Untergesetzlich (Urteil der Kammer vom 24. Oktober 2017 – S 18 SB 460/16 –, Rn. 26, juris;
a. A.: Landessozialgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 27. August 2015 – L 6 SB 1430/15
–, Rn. 24, juris) sind die Voraussetzungen der gesundheitlichen Voraussetzungen für die
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Merkzeichen G und B in der mit Wirkung zum 01.09.2009 erlassenen Verordnung zur
Durchführung des § 1 Abs. 1 und des § 35 Bundesversorgungsgesetz (BVG)
(Versorgungsmedizin-Verordnung - VersMedV) vom 08.12.2008, in Teil D Ziffer 2 deren
Anlage zu § 2 VersMedV, den Versorgungsmedizinischen Grundsätzen (VMG), konkretisiert,
die auf Grundlage der Vorgängervorschrift des § 30 Abs. 16, dem Abs. 17 des § 30 BVG in
der bis zum 30.06.2011 gültigen Fassung geschaffen wurde. Die VMG wurden, soweit deren
Wirksamkeit verschiedentlich in Frage gestellt wurde, jedenfalls wie antizipierte
Sachverständigengutachten herangezogen (vgl. SG B-Stadt, Urteil vom 19. August 2014 – S
12 SB 1088/12 –, Rn. 48 f., juris m.w.Nachw.), bevor der Gesetzgeber zum 15.01.2015 in §
70 Abs. 2 SGB IX in der bis zum 01.01.2018 gültigen Fassung (seither: § 153 Abs. 2 SGB IX)
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales ermächtigt hat, durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates die Grundsätze aufzustellen, die für die medizinische
Bewertung des Grades der Behinderung und die medizinischen Voraussetzungen für die
Vergabe von Merkzeichen maßgebend sind, die nach Bundesrecht im
Schwerbehindertenausweis einzutragen sind (näher: Goebel in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-
SGB IX, 3. Aufl. 2018, § 153 SGB IX, Rn. 4, 5), und angeordnet hat, dass, solange noch
keine Verordnung nach § 70 Abs. 2 SGB IX a. F. (§ 153 Abs. 2 SGB IX n. F.) erlassen ist,
gemäß 159 Abs. 7 SGB IX a.F. (§ 241 Abs. 5 SGB IX n. F.) weiterhin die Maßstäbe des § 30
Abs. 1 BVG und der aufgrund des § 30 Abs. 16 BVG erlassenen Rechtsverordnung
entsprechend gelten (vgl. hierzu BT-Drucksache 18/3190, S. 5; vgl. hierzu weiter, Urteil der
Kammer vom 24. Oktober 2017 – S 18 SB 460/16 -, Rn. 26, juris). Im Ergebnis decken sich
insofern letztlich die Anforderungen zum Zeitpunkt des Erlasses des
Widerspruchsbescheides vom 15.03.2017 sich mit denjenigen, die nach der Rechtslage bis
zum Zeitpunkt des Bescheiderlasses vom 09.11.2012 galten (vgl. Landessozialgericht
Baden-Württemberg, Urteil vom 21. Februar 2013 - L 6 SB 5788/11 -, Rn. 23, juris).

Nach Teil D Z. 1 b) ist in seiner Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr erheblich
beeinträchtigt, wer infolge einer Einschränkung des Gehvermögens, auch durch innere
Leiden, oder infolge von Anfällen oder Störungen der Orientierungsfähigkeit nicht ohne
erhebliche Schwierigkeiten oder nicht ohne Gefahren für sich oder andere Wegstrecken im
Ortsverkehr zurückzulegen vermag, die üblicherweise noch zu Fuß zurückgelegt werden. Bei
der Prüfung der Frage, ob diese Voraussetzungen vorliegen, kommt es nicht auf die
konkreten örtlichen Verhältnisse des Einzelfalles an, sondern darauf, welche Wegstrecken
allgemein – d.h. altersunabhängig von nicht behinderten Menschen – noch zu Fuß
zurückgelegt werden. Als ortsübliche Wegstrecke in diesem Sinne gilt eine Strecke von etwa
2 km, die in etwa einer halben Stunde zurückgelegt wird. Nach lit c) ist auch bei Säuglingen
und Kleinkindern die gutachterliche Beurteilung einer erheblichen Beeinträchtigung der
Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr erforderlich. Für die Beurteilung sind dieselben
Kriterien wie etwa Erwachsenen mit gleichen Gesundheitsstörungen maßgebend. Es ist nicht
zu prüfen, ob tatsächlich diesbezügliche behinderungsbedingte Nachteile vorliegen oder
behinderungsbedingte Mehraufwendungen entstehen. Lit. d) – f) enthalten Regelfälle, bei
denen nach dem allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse die
Voraussetzungen für das Merkzeichen G als erfüllt anzusehen sind, während dort nicht
erwähnte Behinderungen keineswegs ausgeschlossen sind, wobei die Regelfälle den
maßgeblichen Vergleichsmaßstab bilden. Wird eine Gesundheitsstörung von den
Regelbeispielen erfasst, sind die normierten Voraussetzungen notwendige Voraussetzung für
die Feststellung des Merkzeichens (vgl. Zum Ganzen: BSG, Urteil vom 11. August 2015 – B 9
SB 1/14 R –, SozR 4-3250 § 69 Nr 21, Rn. 20 ff. m.w.N.)

Die Voraussetzungen für die bei dem Kläger vorliegende leichte Intelligenzminderung (vgl.
ICD-10 F70), die den geistigen Behinderungen i. S. d. VMG zuzuordnen ist, wird in lit f) S. 3-5
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normiert. Bei geistig behinderten Menschen sind Störungen der Orientierungsfähigkeit, die zu
einer erheblichen Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit führen vorauszusetzen, wenn die
behinderten Menschen sich im Straßenverkehr auf Wegen, die sie nicht täglich benutzen, nur
schwer zurechtfinden können. Unter diesen Umständen ist eine erhebliche Beeinträchtigung
der Bewegungsfähigkeit bei geistigen Behinderungen mit einem GdB von 100 immer und mit
einem GdB von 80 oder 90 in den meisten Fällen zu bejahen. Bei einem GdB unter 80 kommt
eine solche Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit nur in besonders gelagerten
Einzelfällen in Betracht (BSG, Urteil vom 11. August 2015 – B 9 SB 1/14 R –, SozR 4-3250 §
69 Nr 21, Rn. 17 wonach Orientierungsstörungen grundsätzlich erst ab einem GdB von 70
Merkzeichenrelevanz erhalten).

Das Merkzeichen B ist in zweierlei Hinsicht mit den Voraussetzungen für das Merkzeichen G
"verzahnt". Nach Teil D Ziffer 2 b) VMG besteht eine Berechtigung für eine ständige
Begleitung bei schwerbehinderten Menschen, bei denen z. B. die Voraussetzungen für das
Merkzeichen G (vgl. Vogl in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IX, 3. Aufl. 2018, § 229 SGB IX,
Rn. 27 m.w.Nachw.), vorliegen, die bei der Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln
infolge ihrer Behinderung regelmäßig auf fremde Hilfe angewiesen sind. Dementsprechend
ist zu beachten, ob ( ) Hilfen zum Ausgleich von Orientierungsstörungen (z. B. bei geistiger
Behinderung) erforderlich sind. Die Berechtigung für eine ständige Begleitung ist nach lit c)
anzunehmen u. a. bei geistig behinderten Menschen, bei denen die Annahme einer
erheblichen Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr gerechtfertigt ist,
mit anderen Worten die Voraussetzungen für das Merkzeichen G nach Teil D Ziff. 1 f) S. 3-5
VMG vorliegen. Liegen diese Voraussetzungen vor, ist das Merkzeichen B in aller Regel (vgl.
zur Möglichkeit einer Ausnahme: Landessozialgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 22.
Februar 2018 – L 6 SB 4079/16 –, Rn. 23, juris) zu vergeben. Ziff. 2 a) S. 2, 3 VMG stellt klar,
dass entsprechend Teil D Ziff. 1 c) VMG auch bei Säuglingen und Kleinkindern dieselben
Kriterien wie bei Erwachsenen mit gleichen Gesundheitsstörungen maßgebend sind, wobei
diese Regelung für übrige Kinder und Jugendliche in gleicher Weise gilt (vgl. Bayerisches
Landessozialgericht, Urteil vom 28. Juli 2014 – L 3 SB 195/13 –, Rn. 26, juris; Vogl in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IX, 3. Aufl. 2018, § 229 SGB IX, Rn. 30). Insofern ist danach
zu fragen, ob die vorliegenden Gesundheitsstörungen bei einem Erwachsenen zur
Notwendigkeit einer ständigen Begleitung führen würden (Bayerisches Landessozialgericht,
a.a.O., Rn. 25).

Letztlich geht die Prüfung der gesundheitlichen Voraussetzungen für den Nachteilsausgleich
in B in der vorliegenden Konstellation daher im Ergebnis mit der Prüfung der
gesundheitlichen Voraussetzungen für den Nachteilsausgleich G einher.

II. Soweit die Beklagte mit Bescheid vom 09.11.2012 die Feststellung der Merkzeichen i.V.m.
der Feststellung eines GdB von 70 getroffen hat, liegt nach der dargelegten Auffassung der
Kammer (vgl. oben: B.) die Beurteilung einer entsprechende Konstellation zum Zeitpunkt der
Widerspruchsentscheidung vom 15.03.2017 vor. Gemäß Teil D Ziff. 1 f) S. 5 VMG kam eine
Beeinträchtigung der Orientierungsfähigkeit zu beiden Beurteilungszeitpunkten entsprechend
nur "in einem besonders gelagerten Einzelfall in Betracht". (Hielte man die Auffassung des
Sachverständigen für zutreffend läge hingegen die Voraussetzungen für die beiden
Nachteilsausgleiche nahe, ohne dass jedoch eine weitere Prüfung unterbleiben könnte, da
die Voraussetzung bei einem GdB von 80 allein "in den meisten Fällen" zu bejahen ist (Teil D
Ziff. 1 f) S. 4) VMG).

Ein besonders gelagerter Einzelfall setzt nach der Zweckrichtung des Ausgleiches von
Orientierungsstörungen durch Vergabe der Merkzeichen G bzw. B erkennbar eine – für das
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Maß der geistigen Behinderung – spezifische Schwäche im Bereich der
Orientierungsfähigkeit voraus, die in Bezug auf diese Fertigkeit einer geistigen Behinderung
mit einem GdB von mindestens 80 entsprechen und letztlich zu einer Erfüllung der
"allgemein" umschriebenen Voraussetzungen der Orientierungsfähigkeit in Teil D Ziff. 1 f) S.
3 VMG ("im Straßenverkehr auf Wegen, die nicht täglich benutzt werden, nur schwer
zurechtfinden") bzw. Teil D Ziff. 2 b) VMG ("regelmäßig fremde Hilfe zum Ausgleich von
Orientierungsstörungen erforderlich") führen müsste.

Dies kann vorliegend letztlich weder für den Zeitpunkt des Bescheiderlasses vom 09.11.2012
noch für den Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheides vom 15.03.2017
abschließend objektiviert werden. Insoweit ist der Vertreterin der Beklagten zuzugeben, dass
in der Konstellation einer erstmaligen Beantragung die Feststellung der Merkzeichen
abzulehnen wäre. Jedoch verkennt sie insoweit die verfahrensrechtliche Situation. Der
erforderliche Nachweis einer wesentlichen Änderung der tatsächlichen Verhältnisse gelingt
nicht (vgl. die Konstellation: Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 23. August
2012 – L 13 SB 39/12 –, Rn. 31, juris). Weder lassen die Ermittlungen der Beklagten zum
Erlass des Bescheides vom 09.11.2012 und die gutachterlichen Stellungnahmen der
Versorgungsärzte der Beklagten den Schluss auf einen "besonders gelagerten Einzelfall" i. S.
e. spezifischen Schwäche im Bereich der Orientierungsfähigkeit zu, die den Schluss auf das
Vorliegen der allgemeinen Voraussetzungen der Merkzeichen G und B (Teil D Z. 1 c), f) S. 3),
Z. 2 a), b) VMG, vgl. oben) rechtfertigte, noch lassen sich entsprechende Voraussetzungen
nachträglich belegen.

Grundlage für den Erlass des Bescheides vom 09.11.2012 war die versorgungsärztliche
Stellungnahme vom 27.10.2012. Soweit hier zur Begründung schlagwortartig auf eine
deutliche Sprachentwicklungsstörung bei Intelligenzminderung und mangelnder
Konzentration hingewiesen wurde, lässt dies ersichtlich keinen sicheren Schluss auf das
Vorliegen eines besonders gelagerten Einzelfalles im dargelegten Sinne zu. Sofern weiter
angeführt wurde, die Merkzeichen G und B seien "zur Zeit zu vertreten," weist dies einerseits
bereits auf eine Schwierigkeit der Validierung hin. Diese wird im Falle der Beurteilung eines
(seinerzeit neunjährigen) Kindes dadurch erschwert, dass die spezifischen Auswirkungen der
Intelligenzminderung auf das Erwachsenenalter insofern "hochzurechnen" sind, als – wie
dargelegt - danach zu fragen ist, ob die vorliegenden Gesundheitsstörungen bei einem
Erwachsenen zur Notwendigkeit einer ständigen Begleitung führen würden. Die Betrachtung
des Ist-Zustandes der Orientierungsfähigkeit führt bei einem Kind, anders als bei einem
Erwachsenen, hingegen nicht weiter.

In der versorgungsärztlichen Stellungnahme vom 19.09.2016 ist festgehalten worden, eine
schwere Orientierungsstörung liege nicht vor. Die Sprachentwicklungsstörung habe sich
gebessert, die Voraussetzungen für die Vergabe der Merkzeichen G und B lägen nicht mehr
vor.

Dem ist zunächst generell entgegenzuhalten, dass eine Verbesserung der
Orientierungsfähigkeit bei einem Kind/Jugendlichen für sich gesehen noch keine wesentliche
Änderung in Bezug auf die Merkzeichen G und B begründet. Denn wiederrum ist darauf
hinzuweisen, dass bei gleichbleibender Gesundheits– bzw. Funktionsstörung und
orientierungsbezogen konstantem Stärken- bzw. Schwächeprofil im Rahmen einer
gleichbleibenden Intelligenzminderung, eine Verbesserung der absoluten
Orientierungsfähigkeit keine wesentliche Änderung darstellt. Denn eine in Relation zur
Intelligenzminderung - und mit dieser einhergehender Orientierungsschwäche -
altersentsprechende Entwicklung ist unwesentlich, soweit Auswirkungen einer
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Gesundheitsstörung bei einem Erwachsenen der Maßstab sind. Der relationslose Befund
einer Verbesserung der Sprachentwicklungsstörungen ist schon insoweit kein Beleg für eine
wesentliche Änderung. Überdies kann die Entwicklung der Sprache nicht mit der
Orientierungsfähigkeit im Ganzen gleichgesetzt werden. Die Sprachfähigkeit ist als Teil der
Kommunikationsfähigkeit, die beispielsweise auch das – bei dem Kläger nach den
Feststellungen im Sachverständigengutachten – defizitäre sinnerfassende Sprachverstehen,
die Kommunikationsoffenheit ect. umschließt - wiederum nur ein Teilaspekt der
Orientierungsfähigkeit.

Weiter weist die versorgungsärztliche Stellungnahme vom 19.09.2016 darauf hin, dass sich
der Kläger nach den Angaben der Mutter Wege gut merken könne. Diese Äußerung der
Mutter des Klägers wird jedoch bereits im letzten Arztbrief des Sozialpädiatrischen Zentrums
der Klinik für Kinder – Jugendmedizin des Krankenhauses T. vom 26.07.2012, also vor Erlass
des Bescheides vom 09.11.2012 berichtet. Als Anknüpfungspunkt einer wesentlichen
Änderung ist sie daher ungeeignet.

Die nächste versorgungsärztliche Stellungnahme vom 01.12.2016 ist in Bezug auf die
Darlegung einer wesentlichen Änderung der Voraussetzungen für die Nachteilsausgleiche
unbrauchbar. Sie erschöpft sich in der Feststellung, dass schwere Orientierungsstörungen
nicht vorlägen.

Im Gerichtsverfahren hat sich die versorgungsärztliche Stellungnahme vom 08.10.2017 zum
Streitpunkt der Nachteilsausgleiche und zur Objektivierung einer wesentlichen Änderung
nicht verhalten. In der nächsten Stellungnahme vom 12.03.2018 – mit der sich gegen die
sozialmedizinischen Bewertungen des Sachverständigen gewendet worden ist – wird
ausgeführt, es möge noch eine nicht altersgemäße Orientierung vorliegen, diese Störung sei
aber nicht mehr als schwer zu bewerten und nicht mehr vergleichbar mit der eines
Jugendlichen mit einem GdB von 80-100. Der Antragsteller beachte nun Regeln bei
Überquerung von Straßen und mache im Hinblick auf Gänge im öffentlichen Raum sein
Streben nach Selbstständigkeit geltend. Ein besonders gelagerter Einzelfall, z.B. denkbar bei
völlig fehlender Sprach– oder Lesefähigkeit oder erheblicher Verhaltensstörung, psychischer
Störung (wie hier vorbewertet), liege nicht mehr vor.

Mag dem insoweit zuzustimmen sein, dass sich ein besonders gelagerter Einzelfall (auch)
aktuell bzw. zum Zeitpunkt der Widerspruchsentscheidung nicht objektivieren lässt, fehlt
wiederum eine nachvollziehbare Begründung, weshalb zum Zeitpunkt des Bescheides am
09.11.2012 etwas anderes gegolten haben soll. Nicht exakt erkennbar wird, ob hinsichtlich
dieser Vorbewertung pauschal auf die damalige Annahme einer der angeführten
Beispielsfälle für einen besonders gelagerten Einzelfall verwiesen wird, oder sich die
Anmerkung "wie hier vorbewertet" konkret auf den Fall der psychischen Störung bezieht. Die
inhaltlich bereits dargestellte versorgungsärztliche Stellungnahme vom 27.10.2012 entspricht
in ihrer Formulierung jedenfalls keinem der angesprochenen Fälle, sondern spricht generell
von einer deutlichen Sprachentwicklungsstörung. Die mangelnde Schlüssigkeit für die
Annahme einer spezifischen Orientierungsstörung ist diesbezüglich bereits ebenso
aufgezeigt worden, wie angesprochen worden ist, dass bei dem Kläger auch weiterhin eine
deutliche Sprachentwicklungsstörung vorliegt. Zwar spricht die versorgungsärztliche
Stellungnahme vom 12.03.2018 an, dass der Vergleich mit einem Erwachsenen erforderlich
sei. Einerseits ist jedoch die Wiedergabe des Vergleichsmaßstabes unzutreffend, als erklärt
wird, eine erwachsene Person mit gleichermaßen eingeschränkter Orientierung würde die
Merkzeichen G und B nicht erhalten, andererseits fehlt die notwendige Relation in Bezug auf
eine Feststellung eines besonders gelagerten Einzelfalles in Bezug auf den Zeitpunkt des
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Bescheiderlasses vom 09.11.2012 und dessen nachträglichen Entfall unter Berücksichtigung
einer relativ altersgemäßen Entwicklung der Orientierungsfähigkeit. Entsprechendes gilt für
die versorgungsärztlichen Stellungnahmen vom 23.05.2018 und 28.06.2018, als dort
ausgeführt wird, ein defizitärer Status, der das Merkzeichen B rechtfertige "scheine" bei dem
Kläger nicht gegeben, weshalb die vorangegangenen gutachterlichen nicht zu beanstanden
seien (Stellungnahme vom 23.05.2018), denen aktuell nichts Bedeutsames hinzuzufügen sei
(Stellungnahme vom 28.06.2018). Ohne Relevanz bleibt insofern, dass das in Bezug
genommene Urteil des Landessozialgerichtes Baden- Württemberg vom 22.02.2018 (L 6 SB
4079/16 -, juris) zur Beurteilung des vorliegenden Falles insofern nichts beizutragen vermag,
als dort die Voraussetzungen des Merkzeichens B bei einer gehörlosen Person verneint
wurden, die nach eigenen Angaben nur ausnahmsweise eine Begleitperson brauchte und
ihre Behinderung in Bezug auf die Orientierung in der Regel durch andere Sinne ausgleichen
könne (Rn. 25, 26). Nur am Rande ist darauf hinzuweisen, dass die versorgungsärztliche
Auffassung, das selbstständige Zurücklegen kurzer Strecken innerhalb des Wohn-
/Arbeitsbereiches stehe mit Blick auf das angeführte Urteil des LSG Baden-Württemberg der
Vergabe des Merkzeichen B generell entgegen, in dieser Pauschalität rechtlich nicht haltbar
erscheint. Teil D Ziffer 1 f) S. 3 VMG lässt bei geistigen Behinderungen hinsichtlich des
Merkzeichens G Orientierungsschwierigkeiten auf Wegen ausreichen, die der geistig
behinderte Mensch nicht täglich benutzt. Über Teil D Ziff. 2. c) VMG erhält dieser Maßstab
auch für das Merkzeichen B Bedeutung.

Aus den Befunden, die für die Zeit vor Erlass des Bescheides vom 09.11.2012 vorliegen lässt
sich eine – im Verhältnis zur Intelligenzminderung – spezifische Herabsetzung der
Orientierungsfähigkeit auch nicht entnehmen. Immerhin wird im letzten Arztbrief des
Sozialpädiatrischen Zentrums der Klinik für Kinder – Jugendmedizin des Krankenhauses T.
vom 26.07.2012 vor Erlass des Bescheides vom 09.11.2012 – wie bereits angesprochen -
berichtet, dass der Kläger nach Angaben der Mutter Wege gut finden könne, wenngleich er
aber alleine nicht verkehrssicher sei, da er nicht hinschaue, wo er hinlaufe. Eine
entsprechende Anamnese besteht bis heute fort. So wird von der Mutter des Klägers
weiterhin vorgetragen, der Kläger sei in der Lage, sich Wege in dem Sinne gut zu merken,
dass er sie wiedererkenne, jedoch sei er gleichwohl nicht in der Lage, sich selbstständig zu
orientieren und aktiv die zutreffende Richtung einzuschlagen, wenn ein anderer Weg
zurückgelegt werden solle. Der Kläger bewege sich unachtsam und nicht sicher im
Straßenverkehr. Diese Darstellung wird von der Lehrerin bestätigt. So hat sie zu den dem
Sachverständigen übersandten Fragebögen ergänzt, der Kläger sei in ihm unbekannten
Situationen, insbesondere bei außerschulischen Unterrichtsgängen sowie im Straßenverkehr
auf Unterstützung durch eine Lehrperson angewiesen. Er sei nicht verkehrssicher, benötige
Rückhalt durch eine ihm vertraute Bezugsperson. Reaktionen zeige er stark zeitverzögert,
Geschwindigkeiten einzuschätzen fiele ihm schwer. Im direkten Umkreis der Schule
(Unterrichtsgänge zum Supermarkt) könne er sich orientieren, darüber hinaus nicht. Er könne
das richtige Verkehrsmittel ohne erwachsenen Bezugsperson nicht lokalisieren. Je nach
Tagesform könne er ihm bekannte Wörter erkennen und zuordnen, dass sinnentnehmende
Lesen von Sätzen falle ihm schwer, das sinnentnehmende Lesen ihm unbekannter Wörter
gelinge ihm nicht. Eine altersüberproportionale Entwicklung der Orientierungsfähigkeit konnte
der Sachverständige Kinder – und Jugendpsychiater auch unter Berücksichtigung dieser
Ausführungen nicht erkennen, gleichwohl ihm auch zur Feststellung vom 09.11.2012 ein
Bericht der Schule (vom 26.09.2012) vorgelegen hat. Entsprechendes gilt in Bezug auf einen
Vergleich der Feststellungen im Gutachten zur Pflegebedürftigkeit vom 28.12.2009 und dem
Gutachten vom 09.12.2014 (jeweils mit der Feststellung der Pflegestufe I), die aufgrund ihrer
Zweckrichtung ohnehin kaum aussagekräftige Anknüpfungstatsachen für die
Orientierungsfähigkeit bieten. Immerhin wird auch im Gutachten vom 09.12.2014 eine

68



schnelle Reizüberflutung mitgeteilt, die der Kläger aber nicht äußern könne, ferner eine
eingeschränkte Gefahreneinsicht und Verkehrssicherheit. Der versorgungsärztliche Verweis
auf den um 24 Minuten gesunkenen Grundpflegebedarf mit versorgungsärztlicher
Stellungnahme vom 28.06.2018 trägt in Bezug auf einen Entfall eines besonders gelagerten
Einzelfalles im dargelegten Sinn hingegen nichts bei und setzt sich in Widerspruch zur
Stellungnahme vom 01.12.2016, in der das Pflegegutachten vom 09.12.2014 als "veraltet"
bezeichnet wurde.

D. Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 69
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